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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Richtlinie des Rates zur Liberalisierung der Mitversicherung 
und Koordinierung diesbezüglicher Rechts- und Verwaltungsvorschriften 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 56 Abs. 2, Artikel 59 Abs. 2, Artikel 63 
Abs. 2 und Artikel 66, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Es besteht die Notwendigkeit, zur Erhöhung der 
Deckungskapazität der Versicherer in der Gemein- 
schaft die Mitversicherung zwischen den Mitglied- 
staaten zu ermöglichen, so daß Versicherungsneh- 
mer nicht nur in ihrem, sondern auch in anderen 
Mitgliedstaaten ansässige Mitversicherer in An- 
spruch nehmen können. 

Voraussetzung zur Aufhebung der auf dem Ge- 
biet der Schaden-Direktversicherung insoweit be- 
stehenden Beschränkungen war zunächst die Ver- 
wirklichung der Niederlassungsfreiheit. Insoweit 
wurde eine Liberalisierung schon durch die erste 
Richtlinie des Rates zur Koordinierung der Vor- 
schriften über die Direktversicherung (mit Ausnah- 
me der Lebensversicherung) *) und durch die Richt- 
linie zur Aufhebung der Beschränkungen der Nie- 
derlassungsfreiheit 2 ) herbeigeführt. 

Die Aufhebung der Beschränkungen für die freie 
Ausübung der Mitversicherung auf Gemeinschafts- 
ebene setzt ein Mindestmaß an Koordinierung vor- 
aus, damit Wettbewerbsverzerrungen und Diskri- 
minierungen vermieden werden. 

Diese Koordinierung darf jedoch die geltenden Re- 
gelungen in den Mitgliedstaaten in denen die 
Dienstleistungsfreiheit für die Mitversicherung auf 


Gemeinschaftsebene schon besteht, nicht beeinträch- 
tigen. 

Die Möglichkeit zur ungehinderten Ausübung der 
Mitversicherung innerhalb der Gemeinschaft sollte 
allen in den einzelnen Mitgliedstaaten ansässigen 
Unternehmen und auch den in der Gemeinschaft an- 
sässigen Agenturen und Zweigniederlassungen von 
Unternehmen, deren Gesellschaftssitz außerhalb der 
Gemeinschaft liegt, eröffnet werden. 

Die Leistungen des führenden Versicherers haben 
über die eines bloßen Vermittlers zwischen dem 
Versicherungsnehmer und dem oder den Mitver- 
sicherern hinauszugehen. 

Das für den Vertrag geltende Recht muß das Recht 
des Landes sein, in dem der führende Versicherer 
seinen Sitz hat. 

Den Mitgliedstaaten sollte gestattet werden, dem 
führenden Versicherer und den übrigen in seinem 
Land ansässigen Mitversicherern eine Mindestbetei- 
ligung am Risiko vorzubehalten; diese Beteiligung 
kann zunächst auf 25 v. H. festgesetzt werden. 

Der führende Versicherer ist eher als die anderen 
Mitversicherer in der Lage, Schäden zu beurteilen 
und die Mindesthöhe der Schadensrückstellungen 
festzulegen. 

Angesichts der derzeitigen Bestrebungen zur Re- 
gelung des Rechts der Liquidation von Versiche- 
rungsunternehmen muß schon jetzt darauf geachtet 
werden, daß im Falle der Liquidation die aus der 
Mitversicherung auf Gemeinschaftsebene Anspruchs- 
berechtigten genauso wie die übrigen Anspruchsbe- 
rechtigten behandelt werden, ohne daß ein Unter- 
schied hinsichtlich ihrer Staatsangehörigkeit gemacht 
wird. 

t )' Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 228 
vom 16. August 1973, S. 3 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 228 
vom 16. August 1973, S. 20 
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Für die Mitversicherung ist eine besondere Zu- 
sammenarbeit zwischen den zuständigen Aufsichts- 
behörden der Mitgliedstaaten sowie zwischen die- 
sen Behörden und der Kommission vorzusehen - 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Kapitel I 

Allgemeine Bestimmungen 

Artikel 1 

Ziel der Richtlinie ist die Schaffung eines Systems 
der Mitversicherung auf Gemeinschaftsebene für die 
im Anhang der ersten Richtlinie des Rates vom 24. 
Juli 1973 zur Koordinierung der Rechts- und Verwal- 
tungsvorschriften für die Aufnahme und Ausübung 
der Tätigkeit der Direktversicherung (mit Ausnahme 
der Lebensversicherung) 3 ), nachstehend „erste Ko- 
ordinierungsrichtlinie“ genannt, aufgeführten Risi- 
ken mit Ausnahme der unter A Punkt 10 dieses An- 
hangs genannten Haftpflichtrisiken der Landfahr- 
zeuge mit eigenem Antrieb. 

Artikel 2 

Im Sinne dieser Richtlinie ist unter Mitversicherung 
die einverständliche und einzelschuldnerische, unter 
der Federführung eines Versicherers, des Führen- 
den, für eine einheitliche Versicherungsperiode und 
gegen Zahlung einer Gesamtprämie in einem Ver- 
trag übernommene Beteiligung mehrerer Versiche- 
rer, nachstehend „Mitversicherer" genannt, an einem 
Risiko zu verstehen. 

Mitversicherung „auf Gemeinschaftsebene" liegt vor, 
wenn zumindest ein Mitversicherer im Sinne der 
ersten Koordinierungsrichtlinie in einem anderen 
Mitgliedstaat als in dem des führenden Versicherers 
niedergelassen ist. 

Die Versicherungsbedingungen und Tarife werden 
vom führenden Versicherer festgesetzt. 

Artikel 3 

Die Beteiligung an einer Mitversicherung auf Ge- 
meinschaftsebene darf bei Unternehmen, die ihren 
Sitz in einem Mitgliedstaat haben und den Bestim- 
mungen der ersten Koordinierungsrichtlinie unter- 
liegen und genügen, von keinen anderen als den in 


der vorliegenden Richtlinie festgelegten Vorausset- 
zungen abhängig gemacht werden. Sie ist sowohl 
vom Unternehmenssitz als auch von den Agenturen 
und Zweigniederlassungen aus möglich. 


Artikel 4 

Die Richtlinie ist auch auf in der Gemeinschaft nie- 
dergelassene Agenturen und Zweigniederlassungen 
von Unternehmen, deren Sitz außerhalb der Ge- 
meinschaft liegt und die den Bestimmungen des III. 
Kapitels der ersten Koordinierungsrichtlinie unter- 
liegen und genügen, anwendbar. 

Kapitel II 

Voraussetzungen und Modalitäten der 
Mitversicherung auf Gemeinschaftsebene 

Artikel 5 

Bestehen im einzelstaatlichen Recht Bestimmungen 
über den Ort der Niederlassung des führenden Ver- 
sicherers und ergibt sich da ein Rechtskonflikt, so 
gilt das Recht des Landes, nach dem der führende 
Versicherer seinen Sitz in dem Land haben muß, in 
dem das Risiko belegen ist. 


Artikel 6 

Jeder Mitgliedstaat kann verlangen, daß eine Quote 
von bis zu 25 v. H. der Versicherungssumme vom 
führenden Versicherer zusammen mit etwaigen wei- 
teren im Land des führenden Versicherers nieder- 
gelassenen Mitversicherern gezeichnet wird. 

Artikel 7 

Auf den Mitversicherungsvertrag findet das Recht 
des Landes Anwendung, in dem der führende Ver- 
sicherer seinen Sitz hat. Dieses Recht gilt auch für 
Vermittler und Provisionen. 

Artikel 8 

1. Die technischen Reserven werden von den einzel- 
nen Mitversicherern nach den Vorschriften des 


3 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 228 
vom 16. August 1973, S. 3 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
10. Juni 1974 - 1/4 -680 70- E- Re 29/74: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 15. Mai 1974 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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Staates, in dem sie ihren Sitz haben, oder man- 
gels derartiger Vorschriften nach der in diesem 
Staat angewandten Praxis gebildet. Die Scha- 
densreserve muß jedoch zumindest derjenigen 
entsprechen, die vom führenden Versicherer nach 
den Vorschriften oder der Praxis des Staates 
festgelegt wurde, in dem dieser seinen Sitz hat. 

2. Die von den einzelnen Mitversicherern gebilde- 
ten technischen Reserven sind durch Aktivwerte 
zu bedeqken, die kongruent und in den Mitglied- 
staaten belegen sind, in denen die Mitversiche- 
rer ihren Sitz haben. Lockerungen der Vorschrif- 
ten über Kongruenz und Belegenheit der Aktiv- 
werte können jedoch von den Mitgliedstaaten 
zugelassen werden. 


Artikel 9 

Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, daß die in 
ihrem Staatsgebiet niedergelassenen Mitversicherer 
über statistische Daten verfügen, aus denen der Um- 
fang ihrer auf Gemeinschaftsebene getätigten Mit- 
versicherungen sowie die betreffenden Länder her- 
vorgehen. 

Artikel 10 

Die Aufsichtsbehörden der Mitgliedstaaten arbeiten 
eng miteinander zusammen, um diese Richtlinie 
durchzuführen, und teilen sich gegenseitig alle hier- 
zu erforderlichen Auskünfte mit. 


Artikel 11 

Bei der Liquidation eines Versicherungsunterneh- 
mens sind die Verpflichtungen aus der Beteiligung 
an einem Mitversicherungsvertrag genauso zu erfül- 
len wie die aus anderen Versicherungsverträgen 
resultierenden Verpflichtungen des Unternehmens, 
ohne daß hinsichtlich der Staatsangehörigkeit der 
Versicherten und sonstigen Empfänger von Ver- 
sicherungsleistungen ein Unterschied gemacht wird. 


Kapitel III 

Schlußbestimmungen 

Artikel 12 

Die Kommission und die zuständigen Behörden der 
Mitgliedstaaten arbeiten eng miteinander zusam- 
men, um eventuelle Schwierigkeiten bei der Anwen- 
dung der Richtlinie zu prüfen. 


Artikel 13 

Die Kommission erstattet dem Rat binnen sechs Jah- 
ren nach Bekanntgabe dieser Richtlinie Bericht über 
die Entwicklung der Mitversicherung auf Gemein- 
schaftsebene. 

Sie unterbreitet dem Rat außerdem Vorschläge für 
eine weitere Liberalisierung der Mitversicherung 
auf Gemeinschaftsebene, vor allem durch die Herab- 
setzung der in Artikel 6 genannten Quote. 

Artikel 14 

Die Mitgliedstaaten ändern ihre einzelstaatlichen 
Vorschriften gemäß dieser Richtlinie binnen 18 Mo- 
naten nach ihrer Bekanntgabe und unterrichten die 
Kommission unverzüglich hiervon. 

Die geänderten Vorschriften sind nach Ablauf einer 
Frist von 24 Monaten vom Zeitpunkt dieser Be- 
kanntgabe an anzuwenden. 

Artikel 15 

Vom Zeitpunkt der Bekanntgabe der Richtlinie an 
übermitteln die Mitgliedstaaten der Kommission den 
Wortlaut der wesentlichen Rechts- und Verwaltungs- 
vorschriften, die sie auf dem von der Richtlinie er- 
faßten Gebiet erlassen. 


Artikel 16 

Die Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 
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Begründung 

I. Gründe und Ziele der Richtlinie 

1. Die Mitversicherung ist eine Versicherung, bei 
der mehrere Versicherer in gemeinsamem Ein- 
vernehmen, aber einzelschuldnerisch, nach den 
Bedingungen und den Tarifen, die einer von 
ihnen, nämlich der federführende Versicherer, 
festgesetzt hat, ein Risiko decken. 

In einigen Mitgliedstaaten verbietet das geltende 
Recht gegenwärtig die Beteiligung ausländischer 
Versicherer an dieser Versicherungsart; in ande- 
ren Mitgliedstaaten hingegen besteht insoweit 
völlige Freiheit. 

Ziel der Richtlinie ist es, diese Dienstleistungsart 
auf Gemeinschaftsebene zu liberalisieren, wobei 
gleichzeitig ein zur Verwirklichung dieser Libe- 
ralisierung erforderliches Mindestmaß an Koor- 
dinierung vorgenommen wird. 

2. Wirtschaftlich ist diese Liberalisierung notwen- 
dig, weil sowohl die Produktionseinheiten als 
auch der Umfang und Wert der produzierten 
Einheiten ständig zunehmen; hierdurch werden 
die Risiken größer und ihre Deckung bei einer 
Beschränkung auf den nationalen Versicherungs- 
markt immer schwieriger. 


II. Kapitel und Artikel der Richlinie 

Kapitel I: Allgemeine Bestimmungen 
Artikel 1 : Ziel der Richtlinie 
Artikel 2: Begriffsbestimmungen 

Artikel 3: Liberalisierung der Mitversicherung auf Gemeinschaftsebene 
Artikel 4: Unternehmen mit Sitz in Drittländern 

Kapitel II: Voraussetzungen und Modalitäten der Mitversicherung auf Gemein- 
schaftsebene 

Artikel 5: Land der Niederlassung des führenden Versicherers 

Artikel 6: Mindestabschluß 

Artikel 7: Auf den Vertrag anwendbares Recht 

Artikel 8: Berechnung und Deckung der Reserven 

Artikel 9: Statistische Daten 

Artikel 10: Zusammenarbeit der Aufsichtsbehörden 
Artikel 1 1 : Liquidation 

Kapitel III: Schlußbestimmungen 

Artikel 12: Zusammenarbeit der Kommission mit den Mitgliedstaaten 
Artikel 13: Revisionsklausel 
Artikel 14: Anwendungsfristen 

Artikel 15: Mitteilung der Anwendungsbestimmungen 
Artikel 16: Adressaten der Richlinie 


Daher kann - ohne die Bedeutung der Rückver- 
sicherung in Frage zu stellen - durch die Libera- 
lisierung der Mitversicherung auf Gemeinschafts- 
ebene die Deckung bestimmter Risiken erleichtert 
werden. 

3. Obwohl sich die praktische Bedeutung der Libe- 
ralisierung der Mitversicherung keineswegs mit 
der allgemeinen Liberalisierung der Dienstlei- 
stungen im Versicherungswesen, die durch be- 
sondere Richtlinien verwirklicht werden soll, ver- 
gleichen läßt, wird diese erste Liberalisierung 
- so bescheiden sie auch erscheinen mag - für 
einige Mitgliedstaaten ein ausgezeichnetes Mo- 
dell auf dem Weg zu einer größeren Freizügig- 
keit darstellen. 

Artikel 57 Absatz 2, EWGV, der die Koordinie- 
rung betrifft, und auf den in Artikel 66 verwie- 
sen wird, sowie Artikel 63 Abs. 2 über die Libe- 
ralisierung der Dienstleistungen und Artikel 59 
Abs. 2, der die in der Gemeinschaft gelegenen 
Agenturen und Zweigniederlassungen von Unter- 
nehmen betrifft, deren Gesellschaftsbitz außer- 
halb der Gemeinschaft liegt, stellen die Rechts- 
grundlage dieser Richtlinie dar. 
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III. Kommentar zu den Kapiteln 
und wichtigsten Artikeln 

Kapitel I 

Allgemeine Bestimmungen (Artikel 1 bis 4) 

Folgende Punkte bedürfen eines besonderen Kom- 
mentars: 

1 . Die Begriffsbestimmung in Artikel 2 wurde aus 

praktischen Gründen gewählt: In der Praxis 
kommt es nämlich vor, daß hinsichtlich dessel- 
ben Gegenstandes oder Ereignisses mehrere Mit- 
versicherungsverträge abgeschlossen werden, 
von denen dann jedes einen Teil des versicher- 
ten Interesses deckt. In diesem Fall können die 
den einzelnen Verträgen zugrunde liegenden Be- 
dingungen und Tarife voneinander abweichen. 
Für die Mitversicherung auf Gemeinschaftsebene 
hat man sich jedoch für die Einheitlichkeit der 
Bedingungen und Tarife entschieden. Die Richt- 
linie geht deshalb vom Abschluß eines einheit- 
lichen Vertrages aus. j 

2. Was den Anwendungsbereich anbelangt, so wur- 

de die Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung aus- 
drücklich von der Richtlinie ausgeschlossen, weil 
die Versicherungspflicht für dieses Risiko in den 
meisten Mitgliedstaaten mit der Schaffung von 
Sonderfonds einhergeht, die aus einem Teil der 
erhobenen Prämie finanziert werden. j 

Im freien Dienstleistungsverkehr auf dem Gebiet 
der Mitversicherung würde die Erhebung dieser 
Prämienanteile bei einem in einem anderen Mit- 
gliedstaat als in dem des führenden Versicherers 
ansässigen Mitversicherers zu erheblichen 
Schwierigkeiten führen. Außerdem wurde fest- 
gestellt, daß in der Kraftfahrzeug-Haftpflichtver- 
sicherung in der Praxis selten Mitversicherungs- 
verträge abgeschlossen werden. 

Allerdings werden auch bei anderen Risiken, die 
im Anhang zur ersten Richtlinie des Rates vom 
24. Juli 1973 aufgeführt sind, selten Verträge 
dieser Art abgeschlossen. 

Trotzdem erschien es nicht angebracht, auch diese 
Risiken ausdrücklich vom Anwendungsbereich 
der Richtlinie auszuschließen, um die Ausnahmen 
möglichst gering zu halten. Es soll damit verhin- 
dert werden, daß der künftigen Entwicklung in 
der Gemeinschaft vorgegriffen wird. 

3. Die Frage nach dem Anwendungsbereich der 
Richtlinie berührt auch die Beteiligung der Un- 
ternehmen und ihrer Agenturen und Zweignie- 
derlassungen an Mitversicherungsverträgen in \ 
der Gemeinschaft. 

Die gewählte Lösung ist insofern liberal, als sich 
alle in der Gemeinschaft ansässigen Unterneh- 
men an einer Mitversicherung auf Gemeinschafts- 
ebene beteiligen können (Artikel 3). 


Der Ausschluß von Unternehmen, die im Land 
des führenden Versicherers eine Agentur oder 
Zweigniederlassung errichten, und der Ausschluß 
von Agenturen und Zweigniederlassungen zu- 
gunsten ihres in einem anderen Mitgliedstaat 
als in dem des führenden Versicherers gelege- 
nen Mutterhauses können aus juristischen und 
praktischen Gründen nicht vorgesehen werden. 

Juristisch gesehen wäre es untragbar, daß ein 
Unternehmen, das sich in einem anderen Mit- 
gliedstaat niederläßt, keinen Anspruch mehr dar- 
auf haben sollte, von der Liberalisierung des 
Dienstleistungsverkehrs Gebrauch zu machen. 

In der Praxis bringt die erste Koordinierungs- 
richtlinie, was die Aufnahme und Ausübung der 
Versicherungstätigkeit betrifft, eine Harmonisie- 
rung der diesbezüglichen Rechts- und Verwal- 
tungsvorschriften, wodurch alle Unternehmen in 
der Gemeinschaft derselben Aufsichtsregelung 
unterliegen. 

Aus einigen Statistiken geht hervor, daß durch 
solche Einschränkungen das Interesse an der ge- 
planten Liberalisierung stark zurückgehen wür- 
de, da die meisten Versicherungsgesellschaften 
in den verschiedenen Mitgliedstaaten eine oder 
mehrere Agenturen bzw. Zweigniederlassungen 
haben. Sie wären somit in der Praxis in zahl- 
reichen Fällen von der Mitversicherung auf Ge- 
meinschaftsebene ausgeschlossen, wofür es keine 
Rechtfertigung gibt. 

Andererseits scheint die Verpflichtung, aus- 
schließlich die Dienste des in einem anderen Mit- 
gliedstaat als in dem des führenden Versicherers 
gelegenen Mutterhauses unter Ausschluß ihrer 
Agenturen und Zweigniederlassungen in den an- 
deren Mitgliedstaaten in Anspruch zu nehmen, 
wegen der Organisation des Versicherungsmark- 
tes in einigen Mitgliedstaaten, auf Grund derer 
die Agenturen und Zweigniederlassungen im 
Laufe der Zeit wertvolle Erfahrungen auf dem 
Gebiet der Deckung bestimmter Risiken gewon- 
nen haben, ebenso ungerechtfertigt. 

Was die Drittländer betrifft, kann auf Grund des 
Kapitels III der ersten Koordinierungsrichtlinie, 
die Bestimmungen für die innerhalb der Gemein- 
schaft ansässigen Agenturen bzw. Zweignieder- 
lassungen enthält, welche von Unternehmen mit 
Sitz außerhalb der Gemeinschaft abhängen, auf 
Artikel 59 Abs. 2 zurückgegriffen werden, um 
diesen Agenturen und Zweigniederlassungen die 
Möglichkeit zu geben, sich ebenso wie diejeni- 
gen, deren Mutterhaus innerhalb der Gemein- 
schaft liegt, an einer Mitversicherung auf Ge- 
meinschaftsebene zu beteiligen (Artikel 4). 

Hinsichtlich der finanziellen Situation dieser Un- 
ternehmen, die in regelmäßigen Abständen von 
den nationalen Behörden kontrolliert werden, 
sieht Kapitel III dieser Richtlinie die notwendi- 
gen Vorkehrungen vor. 
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Gegenwärtig können die Mitgliedstaaten aber 
auf die Mitversicherung zwischen ihren Versi- 
cherern und den in Drittländern ansässigen Un- 
ternehmen noch ihre nationalen Rechts- und Ver- 
waltungsvorschriften anwenden. 

Kapitel II 

Voraussetzungen und Modalitäten der Mitversiche- 
rung auf Gemeinschaftsebene (Artikel 5 bis 11) 

1. Der Mitgliedstaat, in dem der führende Versi- 
cherer seinen Sitz haben muß, wird in der Richt- 
linie nicht in zwingender Weise festgelegt; dies 
entspricht dem Bemühen, der gegenwärtigen 
Situation Rechnung zu tragen. 

Für diejenigen Mitgliedstaaten, in denen inso- 
weit genaue und manchmal unterschiedliche Be- 
stimmungen existieren, wurde lediglich eine Re- 
gel vorgesehen, damit hier jeder Rechtskonflikt 
vermieden wird: Ausschlaggebend ist das Land, 
in dem das Risiko belegen ist (Artikel 5). 

2. Um dem Wunsch einiger Mitgliedstaaten Rech- 
nung zu tragen, wonach den im Land des füh- 
renden Versicherers ansässigen Mitversicherern 
eine gewisse Beteiligung am Risiko Vorbehalten 
werden soll, wurde diese Möglichkeit in die 
Richtlinie aufgenommen, wobei allerdings eine 
Höchstbeteiligung festgesetzt wurde, damit hier- 
durch die Tragweite der Richtlinie nicht allzu 
stark eingeschränkt wird. 

Die in Höhe von 25 v. H. festgesetzte Beteili- 
gung ist eine angemessene Marge, die dann spä- 
ter auf Grund der Erfahrung aufgehoben werden 
kann (Artikel 6). 

3. Auf den Mitversicherungsvertrag findet das 
Recht des Landes Anwendung, in dem der füh- 
rende Versicherer seinen Sitz hat (Artikel 7). 

Es ist absichtlich nur von dem Recht des Landes 
und nicht von seinem innerstaatlichen Recht die 
Rede. 

Dies bedeutet, daß je nach den in den verschie- 
denen Mitgliedstaaten anwendbaren Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften dieses Recht die An- 
wendung des innerstaatlichen Rechts vorschrei- 


ben oder aber den Vertragsparteien die freie 
Wahl lassen kann. Hierbei handelt es sich inso- 
fern um eine Übergangslösung, als im Rahmen 
der Harmonisierungsarbeiten im Hinblick auf die 
Liberalisierung des Dienstleistungsverkehrs die 
Freiheit der Wahl wahrscheinlich zur Regel ge- 
macht wird. 

4. Die technischen Reserven werden nach den in 
Mitgliedstaaten der Mitversicherer geltenden 
Vorschriften berechnet (Artikel 8). 

Eine Ausnahme gilt für die Schadensreserve, die 
nicht geringer sein darf als die Reserve, die vom 
führenden Versicherer nach den Vorschriften 
oder der Praxis des Staates, in dem dieser sei- 
nen Sitz hat, errechnet wurde. 

Diese Bestimmung ist darauf zurückzuführen, 
daß der führende Versicherer doch wohl am 
ehesten in der Lage ist, die Höhe dieser Reser- 
ven festzulegen. 

5. Die Zusammenarbeit zwischen den Aufsichtsbe- 
hörden ist ein wichtiger Faktor bei der Durch- 
führung der Richtlinie. Diese Zusammenarbeit 
setzt eine gewisse Kenntnis der Entwicklung der 
Mitversicherung auf Gemeinschaftsebene voraus. 

Aus diesem Grunde sollen die zuständigen Be- 
hörden dafür sorgen, daß die betreffenden Unter- 
nehmen über die hierzu erforderlichen statisti- 
schen Daten verfügen (Artikel 9 und 10). 

6. Hinsichtlich der Liquidation erschien es - noch 
bevor die in Ausarbeitung befindliche Richtlinie 
über die Liquidation erlassen wird - zweckmäßig, 
den Grundsatz zu bekräftigen, daß Gläubiger, 
deren Forderungen aus Mitversicherungs- und 
solche, deren Forderungen aus Direktversiche- 
rungsverträgen herrühren, gleich behandelt wer- 
den, ohne daß hinsichtlich ihrer Staatsangehörig- 
keit ein Unterschied gemacht wird (Artikel 11). 

Titel III 

Schlußbestimmungen (Artikel 12 bis 16) 

Hier handelt es sich um Bestimmungen, die bereits 
in den auf dem Gebiet des Versicherungswesens er- 
lassenen Richtlinie enthalten sind und daher keines 
besonderen Kommentars bedürfen. 
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